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Kläger und devisionsbeklagteno

Der 11° öenat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am 27„ September 1967 durch

benatspräsident Dro H a u e i s e n

— Vorsitzender —9
Bundesrichterin Dr° 5 c h w a r z und

Bundesrichter 5 o n n e n b e r g‚

Bundessozialrichter G u n t h e r und

Bundessozialrichter Dr° F r i t z e m e y e r

für Recht erkannt:

1°) Auf die nevision der Beklagten werden die Urteile
des Hessischen J—*andessozielgerichts vom 24« Juni
1965 und des oozialgerichts Marburg vom 12„ Januar
1965, soweit sie die Anpassung der mente des hlägers
nach dem siebten mentenanpassungsgesetz betreffen9
aufgehoben„

20) öoweit der Kläger die Feststellung begehrt9 die
Beklagte sei nicht berechtigt, der dentenanpassung
nach dem siebten Rentenanpassungsgesetz den Renten—
betrag von 672‚40 DM (statt 679„9o LM) zugrunde
zu legen9 wird die klage abgewieseno

3°) Kosten sind dem Kläger auch für das Aevisionsver—
fahren nicht zu erstatten°
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Mit Bescheid vom 31„ Juli 1963 gewährte
die Beklagte

dem Kläger‚ geboren 1898, ab 1„ Oktober

1963 Altersruhegeld (@ 25 Abso 1 des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes —AVGJ in Höhe von 679990 DM; sie
berücksichtigte dabei eine "pauschale" ausfallzeit

(Arte 2 @14 des Angesteiltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes —AnVNG—idF vor dem Inkrafttreten des nenten-

versichsrungsänderungsgesetzes —■VÄndG—)von 25 Mona—
ten° Mit der klage begehrtader kläger die Berücksich—

tigung Von insgesamt 38 Monaten als Ausfallzeiten9

nämlich der Zeiten vom 23° Oktober 1915 bis zum 150

November 1916, in denen er sich nach Vollendung des

15° Lebensjahres in uchul— und Fachschulausbildung
befunden habeo Während des Verfahrens vor dem sozial—

gericht (SG) Marburg berechnete die Beklagte die mente
des Klägers rückwirkend ab 10 Oktober 1963 neu auf

monatlich 672,40 DM„ Die Neuberechnung teilte sie dem
Kläger am 20[) März 1964 mit; dabei wies sie darauf hin9

die ”pauschale" Ausfallzeit sei bisher unrichtig berech—

net worden, sie hätte nicht 25 Monate9 sondern nur einen

Monat betragen dürfen; als nachgewiesene Aquallzeit

seien nunmehr jedoch 18 Monate (Schulzeit von oktober

1913 bis März 1915) anzurechnen; der frühere (unrichtig€■

Rentenzahlbetrag von 679‚9o DM werde als ”besitzge— ‘

schützt" weiter gezahlto Die Beklagte behielt sich vor?
die dente des klägers in Zukunft erst dann anzupassen9

wenn die richtig berechnete und richtig angepaßtedßente

den derzeitigen zu hohen monatlichen Zahlbetrag über—

steige° Von einer Rückforderung überzahlter Beträge

sah sie ab„ Der Kläger hielt an seinem Befehren auf

Berücksichtigung längerer Ausfallzeiten fest„ Das sG
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hob den Bescheid vom 20„ März 1964 auf, es hielt

die "Herabsetzung" der Rente von 679‚9o DM auf

672‚4o DMund die Ankündigung der Beklagten, die
Rentenanpassungsgesetze bis zur Erreichung des.

Hentenbetrages von 679,90 DM nicht anzuwenden?

nicht für rechtmäßig; "im übrigen" — nämlich so—
weit der Kläger eine Erhöhung der dente durch

Anrechnung von mehr als 25 Monaten Ausfallzeit

begehrte — wies es die Klage ab° Die Berufung der

' Beklagten wies das Hessische Landessozialgericht

(LSG) zurück (Urteil vom 24„ Juni 1965); Der Be—
scheid der Beklagten vom 31° Juli 1965 sei bindend

geworden„ Die Voraussétzungen‚ unter denen nach

9 138 des Sozialge■ichtsgesetzes (SGG)‚ @@12869'

13009 1744 der Reichsversicherungsordnung (i.-WO)7

@@659 79‚ 204 AVG i„Vom„ @ 1744 RVO die Bindunge—
wirkung eines Bescheides durchbrochen werde‚ lägen

hier nicht vor° Auch das Rentenanpassungsrecht

biete dem Versicherungsträger-nicht die Möglichkeit}

rechtsirrtümlich zu hoch berechnete hentenbeträge _.‘

bei der Rentenanpassung zu berichtigen; das 4°

Rentenanpassungsgesetz (RAG) und die folgenden
Rentenanpassungsgesetze hätten zwar die verwaltungs—

technische Methode des Anpassungsvorgangs gegen—

über dem 10 bis 3„ KAG geändert, die der jeweiligen

Rentenanpassung zugrunde liegende Rente des Ver—

sicherten in ihren Faktoren werde aber von dieser

Änderung nicht berührt° Das LSG ließ die devision

zu°

Am 24„ September 1965 legte die Beklagte frist—
und formrecht Revision ein, sie beantragte,

das angefochtene Urteil und das Urteil des,
BG Marburg vom 12„ Januar 1965 anzuändern

und die Klage gegen die Bescheide vom
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31° Juli 1963 und 200 März 1964 in vollem

Umfange abzuweisen°

Innerhalb der verlängerten Revisionsbégründungsfrist

begründete die Beklagte die Kevision am 50 November

1965: Das LSG habe 9 77 5GG und Art„ l @ 2 Abs° 1 des

70 RAG verletzt° Die Beklagte habe die falschen Be—

rechnungefaktoreh des Bescheids vom 310 Juli 1963 am
200 März 1964 wirksam berichtigt, diese Berechnunge—

faktoren seien daher für künftige dentenanpassungen

nicht mehr beachtlich; die Bundungswirkung des Be—

scheids vom 310 Juli 1965 erstrecke sich nicht auf die

Berechnungsfaktoren, sondern nur auf den Zahlbetrag

der Rente9 diesen Zahlbetrag (679,90 LM) habe die
Beklagte nicht angetastet„ '

Die neklagte legte noch eine Ablichtung ihres ochreibens

vom 4„ November„1965 an den Kläger vor, in dem sie

dem Kläger mitteilte7 sie habe auf Grund der Urteile

der Vorinstanzen von der am 200 März 1964 angekündigten

"Aussparung der künftigen üentenanpassungen" abgesehen

und die Rente nach dem 70 RAG ab 10 Januar 1965 unter

Zugrundelegung der unrichtigen Berechnungsmerkmale

des Besoheids vom 310 Juli 1963 angepaßt, sie werde

bis zur Entscheidung über die von ihr eingelegte

Revision auch bei den weiteren dentenanpassungen so
verfahren, behalte sich aber, falls der devision statt—

gegeben werde? die dückforderung der seit 10 Januar

1965 zuviel gezahlten Rentenbeträge vor„ Sie übergab

ferner Ablichtungen der auf den bisherigen Berechnunge—

faktoren beruhenden Bescheide über die hentenanpassunggp_

nach dem 7, RAG (Rentenzahlbetrag ab 10 Januar 1965 =
746,60 DM) und die Gewährung des "Ausgleichsbetrags"

auf Grund von 5 37 b AVG idF des dVAndG (nentenzahl—

betrag ab 1„ Juli 1965 = 761,30 DM)°
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Der Kläger ließ sioh'im Revisionsverfahren nicht
vertreten‚ erklärte jedoch wie die Beklagte‚ daß

er mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhand—

lung einverstanden seio

II

Die devision der Beklagten ist zulässig (@@162
Abs° 1 Nr„ 1,164 SGG)° Auf diese uevision hin

ist nachzuprüfen, ob das vom LSG bestätigte Urteil

des SG, soweit es Gegenstand des Berufungsver—

fahrens gewesen ist9 Bestand haben kenne Dies

ist zu verneinen° Die Revision der Beklagten ist

deshalb auch begründet°

Der Kläger hat zunächst den Bescheid der Beklagten
vom 310 Juli 1963 mit der Klage abgefochten; sein
Klagebegehren ist darauf gerichtet gewesen, die—

sen Bescheid aufzuheben und die Beklagte zu einer

neuen9 ihm günstigeren :Rentenfeststellung — durch

die Berücksichtigung nachgewiesener längerer Aus—

fallzeiten — zu verurteilen" dr ist der Auffassung

gewesen, die Beklagte sei zu einer ihm günstigeren

Rentenfestshllung verpflichtet9 Während des Klage-

verfahrens hat die Beklagte mit dem Bescheid vom
20° März 1964 die vom Kläger begehrte Neufest—

stellung der Rente rückwirkend ab 1° Oktober

1965 vorgenommen, sie hat den Bescheid vom 510 Juni

1963 in vollem Umfange durch den neuen Bescheid

ersetzto Damit ist auch der neue Bescheid Gegen—

stand des Verfahrens geworden (@ 96 5GG)„ Dieser

Bescheid ist insoweit‚ als die Rente des Klägers
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;
darin neu festgestellt werden ist, ebenso ein Ver—

waltungsakt, wie es der Bescheid vom 310 Juli 1963

gewesen ist° Offen bleiben kann, ob eine klage gegen

diesen Bescheid an sich vorverfahrenspflichtig gewe—

sen wäre; denn der Anwendung des % 96 SGG steht ein

unterbliebenes Vorverfahren nicht entgegen (Urteil des

ssc vom 30„ Oktober 1962, sozk Nr, 16 zu © 96 DGG)Q
.} %

Entgegen der Ansicht der Vorinstanzen ist der Bescheid

vom 20° März 7964 in vollem Umfange rechtmäßig, Zu

einer rückwirkenden Neufeststellung der mente ab

1° Oktober 1963 ist die Beklagte berechtigt und ver—

pflichtet gewesen, weil auf Grund des Klagebegehrens

zu prüfen gewesen ist, ob dem Kläger für die Zeit vor
dem 1„ Januar 1957 nur eine "pauschale" Ausfallzeit
oder nach Meinung des Klägers nachgewiesene längere

Ausfallzeiten'anzurechnen sind (Art„ 2 @ 14.AnVNG al“),

Die Beklagte hat sich bei der erneuten Prüfung davon

überzeugt, daß als Ausfallzeit 18 Monate der bchul—

ausbildung des Klägers nach Vollendung des 15,1uebens—

jahres (% 36 Abs, 1 Nr„ 4, Abs° 5 AVGidF vor dem
Inkrafttreten des RVÄndG) anzurechnen sind, sie hat
diese Ausfallzeit auch in dem Bescheid vom 30, März

1964 angerechnet; soweit sie es abgelehnt hat, nach
5 36 Abs, 1 Nr„ 4 AVG weitere 20 Monate der Fachschul—
ausbildung des Klägers als Ausfallzeit enzurechnen
(weil es sich nicht um eine "abgeschlossene" Each—

schulausbildung gehandelt hat), hat das öG die klage
abgewiesen, der Kläger hat gegen das Urteil des sG
keine Berufung eingelegt, das Urteil des BG ist insQe

weit rechtskräftig geworden° Lie Beklagte hat aber

— entgegen der Auffassung der Vorinstanzen — bei der
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Neufeststellung der Rente in dem Bescheid vom

200 März 1964 auch nicht deshalb eine Ausfall-

zeit von 25 Monaten anrechnen müssen‚ weil sie

diese Ausfallzeit in dem Bescheid vom 510 Juli

1963 angerechnet hat„ Die Anrechnung der "pauschalen"

Ausfallzeit von 25 Monaten in dem Bescheid vom

510 Juli 1963 ist unrichtig gewesen; aus den in

dem Bescheid vom 20% Mü&zflg64 dargelegten zutrefm

fenden Gründen hätte — nach dem damals bekannten

Sachverhalt - nur eine pauschale Ausfallzéit von
einem Monat angerechnet werden dürfen? der

Bescheid hat damals insoweit einen falschen

Berechnungsfaktor enthalten° Bei der Neufest—

stellung der Rente in dem Bescheid vom 20, März

1964 hat die Beklagte die nente nur so berechnen

und feststellen dürfen9 wie dies der Sach— und

Rechtslage im damaligen Zeitpunkt entsprochen hat9
also unter Anrechnung der a im Vergleich mit der

"pauschalen" Ausfallzeit längeren - nachgewiesenen =
Ausfallzeit von 18 Monaten„ Die Bindungswirkung

des Bescheids vom 310 Juli 1963 hat nicht ent-

gegen gestanden° Wie das Bundessozialgericht (BSG)

wiederhdlt entschieden hat (vgl„ Urteile vom
200 April 19619 BSG 149 1549 158 und vom 150 Feb-

ruar 19669 BSG 24‚ 236‚ 258)‚ erstreckt sich die
Bindungswirkung eines Bescheids nur auf die

Regelung9 die im "Verfügungssatz" enthalten ist;

sie erstreckt sich nicht auf die Berechnungsfak—

toren, die nur die Begründung für die im "7er—
fügungssatz" festgestellte Rentenhöhe darstelleno

ds kommt auch nicht darauf an, daß die Beklagte

die Unrichtigkeit der Räunnbaechnung in dem Bescheid

vom 310 Juli 1963 erst auf Grund der Urteile des
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BSG vom 27, Juni 1963 (BSG 19, 223) und
vom 180 dep—

tember 1963 (Soz■ Nr„ 5 zu Art, 2 © 14 AnVNG) erkannt
hat; Gegen die bindungswirkung des Besoheids vom
310 Juli 1963 hat die Beklagte aber entgegen der Auf—

fassung der Vorinstanzen nicht verstoßen° Die Vor—

instanzen haben nämlich nicht beachtet, daß die

Beklagte mit dem Bescheid vom 200 März 1964 die mente

nicht herabgesetzt, sondern sie dem Kläger in der

bisherigen Höhe belassen hat° Auf Vorschriften des

Rentenanpassungsgechts ist es entgegen der Auffassung

der Vorinetanzen für die dechtmäßigkeit der ■enten—

feststellung in dem Bescheid vom 20„ März 1964 nicht
angekommen° Auch während des Berufungsverfahrens hat

die Beklagte keine nentenanpassungsbescheide erlassen°

Soweit trotzdem die Vorinstanzen sich zu der Frage

der ■enténanpassung geäußert haben, ist dies er—
sichtlich deshalb geschehen, weil sie der meinung

gewesen sind, die Beklagte habe in dem bescheid vom

20" März 1964 auch dnsoweit eine negelung getroffen,

als sie sich vorbehalten hat, "dieli3nte erst dann

anzupassen, wenn die richtig berechnete und richtig

angepaßte dente den derzeitigen zu hohen monatlichen

Zahlbetrag übersteigt"° Wie der Senat wiederholt

entschieden hat (vgl° Urteile vom 15° Februar 1966

_ 11 RA 289/65 -, veröffentlicht in "Die Angestellten—
versicherung" 1966, 70 und vom 220 August 1967

- 11 RA 264/66 _), handelt es sich dabei aber nicht

um einen : selbständigen oder zusätzlichen 7 Verwal—

tungsakt; diese ärklärung hat nicht zum "Verfügunge—

satz " des Bescheids vom 2oo März 1964 gehört, die

Beklagte hat mit dieser Erklärung nicht im Vorgriff

auf künftige, damals noch unbekannte uentenanpassungs—

gesetzevorab die dentenhöhe für spätere Anpassunge—
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’ jahre geregelt° Sie hätte dies auch gar nicht

tun können, weil damals nicht bekannt gewesen

ist, wie die Kentenanpassung für die Zeit ab

1c Januar 1965 (und später) gesetzlich geregelt

wird° Wenn das Begehren des Klägers — wovon

die Vorinstanzen offenbar ausgegangen sind —
dahin zu verstehen wäre, eine von der 5eklagten‘

nach Meinung des Klägers durch "bescheid“ ge—
troffene Regelung der künftigen dentenanpassung

sei aufzuheben und die Beklagte sei insoweit

zum drlaß eines dem Kläger günstigeren ”Be—

scheids" zu verurteilen, wenn es sich also dabei

um eine Aufhebungs— und Verpflichtungsklage

gehandelt hätte, so hätte diese hlage als unzu—

lässig abgewiesen werden müssen„ Im vorliegenden

Fall hat aber jedenfalls in dem Zeitpunkt,in dem

das LSG entschieden hat, das Begehren des Klägers

nicht als Aufhebungs— und Verpflichtungsklage an—

gesehen werden durfeno Der Kläger hat stets nur
geltend gemacht, die Beklagte habe sowohl in dem

Bescheid vom 31„ Juli 1965 als auch in dem Be—

scheid vom 200 März 1964 zu niedrige Ausfallzeiten

angerechnet,er habe eine höhere mente zu bean—

spruchen; zu der Frage, wie die dente — künftig —
anzupassen sei‚ hat er keine Ausführungen gemacht°

Das SG hat jedoch nach dem Tenor seines Urteils

im Zusammenhang mit den Gründen‚ in denen es den

Bescheid vom 20„ März 1964 auch insoweit als
"unwirksam" bezeichnet hat, "als er die Nichtan—

wendung der Rentenanpassungsgesetze bis zur Errei—

chung des Altersruhegeldes von 679990 DM ankündigt"9

eine dem Kläger günstige Feststellung getroffen„

Die Berufung der Beklagten, mit der sie beantragt

hat, "unter Aufhebung des angefochtenen Urteils
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‚ . 1
die Klage abzuweisen"‚ hat sich nur gegen diese Fest—

stellung richten können; die Rechtmäßigkeit der Fest—

stellung der ■entenhöhe in dem Bescheid vom 200 März

1964 ist nicht mehr Gegenstand des Berufungsverfah—

rens gewesen° Der Kläger hat im Berufungsverfahren

darauf hingewiesen? daß es um die Klärung der "streit—

fragen" geheyr die "infolge der Zuerkennung von 25

pauschalen Monatsbeiträgen entstanden (sind)? die
später als irrtümlich widerrufen wurde” (Vgl; den
Schriftsatz des Klägers vom 180 Mai 1965, Gerichts—

akte Bla 46)° Sein Klagebegehren — soweit es noch
Gegenstand des Berufungsverfahrens gewesen ist — ist

sinngemäß dahin gegangen9 festzustellen9 die Beklagte

sei nicht berechtigt9 eine (künftige) hentenanpassung

so durchzuführen, wie sie dies bei der Neufeststel—

lung in dem Bescheid vom 200 März 1964 angekündigt und

mit der von ihr eingelegten Berufung weiterhin gel—

tend gemacht habe„ Das Klagebegehren ist also im Be—

rufungsverfahren als eine (negative) Feststellunge—

klage (@ 55 Abs° 1 Nr° 1 SGG) anzusehen gewesen„ auch
im sozialgerichtlichen Verfahren ist der sinn undeut—

licher Anträge durch Auslegung klarzustellen, diese

Auslegung darf auch.das devisionsgericht vornehmen,

wenn seine verfahrensrechtliche Prüfungspflicht dies

erfordert (vgl° Urteile des BSGvom 12„ März 1958‚
ABSG7, 64 und vom 250 Juni 1964, B5G 21‚ 167)„ Diese
Feststellungsklage ist hier auch zulässig gewesenü
Der Kläger hat jedenfalls in dem Zeitpunkt, in dem

das LSG entschieden hat, ein berechtigtes Interesse

an der Feststellung gehabt, die Beklagte sei nicht

berechtigt‚ bei der Anpassung die mente entsprechend

dem Vorbehalt in der Erklärung vom 200 März 1964 und
ihrem Vorbringen im Berufungsverfahren zu berechneno

Es hat auch ein berechtigtes Interesse an einer "als—

baldigen" Feststellung gehabt° Zur Zeit der Entschei—
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dung des LSG ist das 70 RAG (vom 23° Uezember

1964 — BGBl I 1085) in Kraft gewesen; nach dem

Urteil des SG hätte der Kläger die Anpassung

seiner Rente ab 10 Januar 1965 "ohne Änderung

der übrigen Berechnungsfaktoren" zu beanspruchen

gehabt (@@1‚ 2„ des 7„ RAG), die Beklagte hätte
also der Rentenanpassung weiterhin die mente

(679‚9o LM) zugrunde legen müssen‚ die sich bei

der unrichtigen Anrechnung'einer Ausfallzeit

von 25 Monaten ergeben hat, sie hätte bei der

■entenanpassung nicht von dem Betrag von 672940 DM

ausgehen dürfen, der sich bei der richtigen An—

rechnung einer Ausfallzeit von nur 18 Monaten

ergeben hat° Das ?Rcchüschutzbedürfnis des Klägers

an der alsbaldigen Feststellung7 daß die mente

nach dem 7„ RAG unter Zugrundelegung der Ausfall—

zeit von 25 Monaten anzupassen sei, ist auch nicht

später weggefallen„ Zwar hat die Beklagte "auf

Grund der Urteile der Vorinstanzen" während des

_üevisionsverfahrens die Rente nach dem 70 RAG
"unter Zugrundelegung der unrichtigen Berechnunge-

morkmale aus dem nentenbescheid vom 31„ Juli 1963"

angepaßt9 sie hat dabei aber darauf hingewiesen9

daß sie sich für den Fall‚ daß ihrer ■evision statt—

gegeben werde9 " die Aückforderung der seit dem

10 Januar 1965 zuviel gezahlten ■entenbeträge" vor—
behalte9 was rechtlich bedeutet, daß sie den dem

Kläger günstigen Anpassungebéechéida nach dem 7°
RAG unter Vorbehalt des Widerrufs erlassen hat„ Das
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Rechtsschutzbedürfnis des Klägers ist damit nicht

beseitigt worden„ " '. 3

> 1
Auf die Revision der Beklagten ist daher zu prüfen‚ ob

die Feststellung, die das SG allgemein hinsichtlich

der Anpassungsberechnung getroffen und die das LSG auch

für die Anpassung nach dem 70 MAG bestätigt hat,

Bestand haben kenne Dies ist nicht der Falle Die nen—

tenenpassung für das Jahr 1965, über die allein zu
entscheiden gewesen ist, richtet sich nach den 95 1

und 2 im ersten Abschnitt des 70 RAGQ Danach ist die

Rente des Klägers für das Jahr 1965 so anzupassen9

daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwen—

dung der Kürzungs— und Ruhensvorschriften ergeben„

würde, wenn die ■ente ohne Änderung der übrigen Be—.

rechnungsfaktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1964 und der Beitrags—

bemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet werden würde„

Die Zahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre

ist einer der Faktoren der Rentenberechnung° mntgegen

der Ansicht des LSG séhließen jedoch die Worte "ohne

Änderung" nicht schlechthin jede Änderung der übrigen
Berechnungsfaktoren auso Vielmehr darf der Versicherung3m

träger bei der Anpassungsberechnung die Berechnungsfak=

toren, die ohne Zweifel gggightig festgestellt worden
sind, durch die richtigen ersetzen9 er ist bei der

Anpassungsberechnung an eindeutig falsch berechnete

Faktoren nicht gebunden° Das hat der erkennende denat

schon in dem Urteil.vom 15„ Februar 1966 (BSG 24, 256)

entschieden„ Der Senat hat seine Auffassung in dem

zur Veröffentlichung vorgesehenen Urteil vom 250 Mai

1967 —
11 RA 280/65

— überprüft und daran‚ ebenso wie

in dem Urteil vom 22° August 1967 — 11 RA 258/66 —‚
festgehalteno In dem Rentenbescheid vom 31° Juli 1965

ist bei der Rentenberechnung zu Unrebht nach Art° 2 @ 14

AnVNG aF eine Ausfallzeit von 25 Monaten angerechnet

1
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und infolgedessen die Anzahl der anrechnungs—

fähigen Versicherungsjahre mit 44,5 festgestellt
worden° Bei richtiger Berechnung hat unter An-

rechnung der von der Beklagten später als nachge—

wiesen angesehenen öchulzeit die Ausfallzeit nur

18 Monate, die Zahl der anrechnungsfähigen Ver—

sicherungsjahre nur 44 Jahre betragen° Das Begehren

des Klägers festzustellen, daß die Beklagte nicht

berechtigt sei, der Anpassungsberechnung für das

Jahr 1965 die richtige Anzahl der Versicherungs—

jahre zugrunde zu legen, ist unbegründet, Auf die
Revision der Beklagten sind die Urteile der Vorin—

stanzen, die diesem Begehren entsprochen haben,

aufzuheben, die Feststellungsklage ist abzuweiseno
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